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Grußansprache des Präsidenten Günter Stock 

 

Sehr geehrte Frau Ministerin Kunst, 
sehr geehrter Herr Staatssekretär Nevermann,  
Exzellenzen, 
begrüßen möchte ich auch die Präsidenten der Universitäten und Forschungsein-
richtungen, die Vertreter von Stiftungen und Förderinstitutionen sowie der befreun-
deten und mit uns verbundenen in- und ausländischen Akademien,  
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 

 
ich begrüße Sie alle sehr herzlich zum diesjährigen Leibniztag der Berlin-Branden-
burgischen Akademie der Wissenschaften und folge einer mittlerweile sechsjährigen 
Tradition, nach der ich insbesondere auch die Schülerinnen und Schüler und ihre 
Lehrer willkommen heiße, die heute den Weg zu uns gefunden haben. Und nicht 
zuletzt möchte ich auch die Gestalterinnen und Gestalter dieses Festaktes herzlich 
willkommen heißen und mich sogleich dem Programm der Festsitzung zuwenden.  

Wir beginnen mit der Verleihung der Leibniz-Medaille, mit der wir in Würdigung 
ihrer Verdienste um die Förderung der Wissenschaft in diesem Jahr gleich zwei 
Personen auszeichnen, nämlich Professor Fotis C. Kafatos und Professor Ernst-
Ludwig Winnacker, die ich beide hiermit auch sehr herzlich begrüßen möchte.  

Beide erhalten diese Auszeichnung zunächst einmal als die Persönlichkeiten, 
welche maßgeblich an der Gründung und Ausgestaltung des European Research 
Council (ERC) beteiligt waren, aber wir würdigen damit auch gleichzeitig die Mit-
glieder des ERC, die durch ihren Beitrag und ihr Engagement das ERC von Anfang 
an zu einem Eliteförderinstitut gemacht haben. 

Danach wird Professor Jochen Brüning als Vorsitzender der Preisträgerfindungs-
kommission der Akademie Professor Martin Mulsow mit dem Akademiepreis aus-
zeichnen.  

Ich freue mich sehr, dass wir in diesem Jahr den Herausgeber der Wochenzeitung 
Die ZEIT, Dr. Josef Joffe, für den Festvortrag gewinnen konnten. Er wird über „Die 
‚Vierte Welle�: Ursachen und Chancen des Arabischen Frühlings“ sprechen. 

Der Festvortrag wird von zwei musikalischen Intermezzi gerahmt. Dieses musi-
kalische Rahmenprogramm wird gestaltet von Julian Arp (Violoncello) und Caspar 
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Frantz (Klavier). Beide sind Absolventen der Hochschule für Musik Hanns Eisler 
und musizieren seit 1996 gemeinsam.  

Zahlreiche Erfolge, darunter erste Preise beim Bundeswettbewerb „Jugend musi-
ziert“, beim Felix Mendelssohn Bartholdy Wettbewerb und beim internationalen 
Kammermusik-Wettbewerb „Premio Vittorio Gui“ in Florenz sowie Einladungen 
zu den großen internationalen Festivals und nicht zuletzt – wer sich gut erinnert – 
auch zu unserem „Salon Sophie Charlotte“ dokumentieren ihren künstlerischen Rang 
innerhalb der jungen Musikergeneration.  

Julian Arp und Caspar Frantz, die auch das Festival „Zeitkunst“ künstlerisch lei-
ten, werden uns heute mit Fantasiestücken von Robert Schumann sowie mit dem 
Grand Tango von Astor Piazolla erfreuen. 

Meine Damen und Herren, der Festredner unseres diesjährigen Leibniztages, 
Dr. Josef Joffe, ist Ihnen sicherlich hinlänglich als langjähriger Herausgeber der 
angesehenen Wochenzeitung Die ZEIT bekannt. Aber er ist auch, was in der brei-
ten Öffentlichkeit möglicherweise weniger bekannt sein dürfte, Senior Fellow und 
Professor der Politikwissenschaft an der Stanford University. 

Josef Joffe ist in Berlin aufgewachsen. Nach einem Studium der Politik, der 
Wirtschaft und Philosophie in Amerika und Europa erwarb er seinen Ph.D. an der 
Harvard University. Er lehrte in den USA an der Johns Hopkins University, in 
Harvard, Princeton und Stanford, aber auch an der Universität München und am 
Salzburg Seminar. Mit Harvard bleibt er als Mitglied des Olin Institute for Strategic 
Studies verbunden, mit Stanford, wie bereits angedeutet, als Senior Fellow des Insti-
tute of International Studies und Fellow der Hoover Institution. 

Gastvorlesungen führten ihn an eine Reihe von Universitäten, unter anderem nach 
Berkeley, Yale, Oxford und Zürich. Er war lange Zeit Leitartikler und Ressortchef 
der Süddeutschen Zeitung und von 2001 bis 2004 auch Chefredakteur der ZEIT.  

Josef Joffe ist einer der bekanntesten Publizisten unserer Zeit – von seinen zahl-
reichen Veröffentlichungen seien exemplarisch genannt: The Limited Partnership: 
Europe, the United States and the Burdens of Alliance (1987), The Future of the 
Great Powers (1998) sowie Die Hypermacht (2006). Im Ausland erscheinen seine 
Beiträge unter anderem in der New York Review of Books, dem Times Literary 
Supplement, dem New York Times Magazine sowie auf den Op-Ed-Seiten der New 
York Times, des Wall Street Journal und der Washington Post. 

Herr Joffe ist – um nur einige Funktionen exemplarisch zu nennen – Mitglied des 
Board der American Academy Berlin, der Jacobs University Bremen, der Ben Gurion 
University of the Negev sowie des Leo Baeck Institute. Des Weiteren engagiert er 
sich unter anderem im Kuratorium des Deutschen Museums, und er ist Mitglied 
des International Institute for Strategic Studies sowie des American Council on 
Germany. 
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Für seine journalistische und publizistische Tätigkeit wurde er hochgeehrt: So 
erhielt er unter anderem den Journalistenpreis der deutschen Zeitungen – Theodor-
Wolff-Preis (1982) und den Ludwig-Börne-Preis (1998). Er ist Ehrendoktor des 
Swarthmore College sowie des Lewis & Clark College. Darüber hinaus wurde er 
1997 mit dem Bundesverdienstorden ausgezeichnet. 

Unser Festredner wird heute über Demokratisierung in der arabischen Welt spre-
chen, und er wird dabei nicht als Spezialist für den Nahen Osten, sondern aus der 
Perspektive des Journalisten für uns darüber reflektieren, was die derzeitige Entwick-
lung für die Demokratie, für Demokratiebewegungen, aber auch ganz allgemein für 
die Ausgestaltung der Demokratie bedeuten kann.  

Sehr geehrter Herr Joffe, ich danke Ihnen sehr, dass Sie – nachdem Sie an so 
vielen ausländischen Universitäten vorgetragen und gelehrt haben – nunmehr heute 
auch auf der Festsitzung einer deutschen Akademie, der Hauptstadtakademie, spre-
chen werden. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach dieser kurzen Präsentation dessen, 
was uns heute erwartet, darf ich nunmehr zur Verleihung der Leibniz-Medaille 
kommen. 
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Verleihung der Leibniz-Medaille 
an Fotis C. Kafatos und an Ernst-Ludwig Winnacker 
durch den Präsidenten Günter Stock 

 

Die Leibniz-Medaille wird in diesem Jahr verliehen an Herrn Professor Fotis C. 
Kafatos und an Herrn Professor Ernst-Ludwig Winnacker in Anerkennung ihrer 
besonderen Verdienste um die Förderung der Wissenschaften.  

Die Einrichtung des European Research Council (ERC) ist ein Meilenstein für 
die europäische Wissenschaft. Mit ihm wurde eine Institution zur Finanzierung von 
Grundlagenforschung ins Leben gerufen, die ihre Gelder nicht mehr nach regiona-
lem Proporz, sondern ausschließlich auf der Grundlage wissenschaftlicher Qualität 
vergibt. 

Gemeinsam mit den anderen, mehr als zwanzig Gründungsmitgliedern des ERC 
waren Fotis C. Kafatos und Ernst-Ludwig Winnacker in entscheidender Weise an 
der Herbeiführung und Umsetzung des 2002 gefassten Beschlusses der EU-Präsident-
schaftskonferenz zur Einrichtung des ERC beteiligt. Sie schufen somit die Voraus-
setzungen, die eine erfolgreiche Aufnahme der Arbeit des ERC im Jahre 2005 (die 
offizielle Einweihung erfolgte im Februar 2007) ermöglichten. 

 
Fotis C. Kafatos gehörte zu den ersten Wissenschaftlern überhaupt, die eine Verbes-
serung des europäischen Wissenschaftssystems durch Gründung einer europäischen 
Förderorganisation für Grundlagenforschung anstrebten. Er war in den 1990er Jahren 
einer der Mitbegründer und Führungspersönlichkeiten der Initiative for Science in 
Europe, welche die Planung und Ausgestaltung einer europäischen Forschungsför-
derorganisation systematisch voranbrachte. Seine Leistung bestand vor allem darin, 
die wissenschaftliche Gemeinschaft Europas hinter dem gemeinsamen Ziel versam-
melt zu haben – der Prozess mündete 2002 in den Beschluss der EU-Präsident-
schaftskonferenz zur Einrichtung des ERC.  
 
Ernst-Ludwig Winnacker war während dieser Zeit Präsident der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) und hat in dieser Eigenschaft die Entstehung des ERC 
entscheidend mit vorangetrieben und dessen Ausgestaltung geprägt. Als Präsident 
der größten Forschungsförderorganisation in Europa hatte Ernst-Ludwig Winnackers 
Forderung nach der Errichtung des ERC besonderes Gewicht. Es ist sein Verdienst, 
sich für die Durchsetzung höchster Qualitätsstandards bei den Begutachtungsver-
fahren für den zu gründenden ERC eingesetzt zu haben.  
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Fotis C. Kafatos studierte Biologie an der Cornell University und an der Harvard 
University (USA), wo er nach seinem Ph.D. von 1969 bis 1994 als Professor lehrte. 
Parallel dazu war er Professor für Biologie an den Universitäten von Athen (1972–
1982) und Kreta (1982–1993), wobei er die moderne Biologie in Griechenland 
etablierte. Von 1993 bis 2005 leitete er als Generaldirektor das European Molecular 
Biology Laboratory (EMBL) in Heidelberg – das führende molekularbiologische 
Laboratorium in Europa, welches er auch institutionell prägte.  

Seit 2005 ist Fotis C. Kafatos Chair in Immunogenomics am Imperial College 
London. Für seine Arbeiten und sein Engagement im Bereich der Wissenschaftsför-
derung wurden ihm zahlreiche Ehrungen zuteil: So ist er unter anderem auswärtiges 
Mitglied der Royal Society, London, und der Pariser Académie des sciences sowie 
Mitglied der National Academy of Sciences (USA) und der Päpstlichen Akademie 
der Wissenschaften. Im vergangenen Jahr wurde er überdies mit der Robert-Koch-
Medaille ausgezeichnet. 

 
Auch Ernst-Ludwig Winnacker konnte im Laufe seiner Karriere sowohl im Bereich 
eigener Forschung – als Wegbereiter der modernen Gentechnik in Deutschland – 
als auch in der Wissenschaftsförderung wegweisend tätig werden.  

Er studierte Chemie an der Eidgenössischen Technischen Hochschule in Zürich, 
wo er auch 1968 promoviert wurde. Postdoktorate führten ihn an die University of 
California, Berkeley, und an das Stockholmer Karolinska Institut. Von 1972 bis 1977 
war er Assistent bzw. Gastprofessor der DFG am Institut für Genetik der Universität 
zu Köln. Seit 1977 ist er Professor für Biochemie an der Ludwig-Maximilians-
Universität München. In seiner Zeit als Vizepräsident (1987–1993) sowie als 
Präsident der DFG (1998–2006) erwies er sich als geschickter Lenker von 
Forschung. So initiierte und begleitete er zahlreiche zukunftsweisende 
Programme, wie das Emmy Noether-Nachwuchsprogramm und die Heisenberg-
Professur; des Weiteren stärkte er die Position der Geisteswissenschaften. Darüber 
hinaus machte er die DFG zu einem Global Player mit Vertretungen in 
Washington, Moskau, Peking und Neu-Delhi. 

Seit 2009 ist Ernst-Ludwig Winnacker Generalsekretär des Human Frontier Science 
Program (HFSP). Seine Verdienste wurden mit zahlreichen Ehrungen gewürdigt, 
unter anderem mit dem Großen Verdienstkreuz mit Stern des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland, dem japanischen „Orden der Aufgehenden Sonne mit 
Goldenen Strahlen am Halsband“ sowie mit der Verdienstmedaille der Deutschen 
Akademie der Naturforscher Leopoldina. Er ist unter anderem Mitglied der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften, der Leopoldina – Nationale Aka-
demie der Wissenschaften sowie weiterer in- und ausländischer Akademien. Vor 
wenigen Tagen wurde Ernst-Ludwig Winnacker die Richard-Ernst-Medaille der 
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ETH Zürich überreicht und noch in diesem Jahr wird er die Robert-Koch-Medaille 
in Gold erhalten – die Preisüberreichung findet im November statt. 

Nach der Errichtung des European Research Council haben sich Fotis C. Kafatos 
als Gründungspräsident sowie Chairman des Scientific Council und Ernst-Ludwig 
Winnacker als erster Generalsekretär des ERC in besonderem Maße für das ERC 
und seinen Aufbau eingesetzt und in ihren jeweiligen Positionen gemeinsam die 
Herausforderungen der Anfangsjahre bewältigt. So mussten die Rahmenbedingungen 
des ERC sukzessive verbessert werden, wodurch eine höhere Zahl an Wissenschaft-
lerinnen bei den Starting Grants, eine kontinuierliche Erhöhung des ERC-Budgets 
und eine größere Unabhängigkeit gegenüber der EU-Bürokratie erreicht werden 
konnte. 
 
Indem die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften Professor Fotis C. 
Kafatos und Professor Ernst-Ludwig Winnacker ihre Leibniz-Medaille verleiht, 
würdigt sie deren besondere Verdienste bei der Gründung und beim Aufbau des 
European Research Council. 
 
 
 
Beide Preisträger bedankten sich im Anschluss an die Verleihung der Medaillen 
mit kurzen Ansprachen an die Festversammlung. 
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Verleihung des Akademiepreises an Martin Mulsow 
durch Jochen Brüning 

 

Martin Mulsow wurde am 14.10.1959 in Buchholz in der Nordheide geboren. Er 
studierte Philosophie, Germanistik und Geschichte in Tübingen, Berlin und München 
und promovierte bei Dieter Henrich im Fach Philosophie mit der preisgekrönten 
Dissertationsschrift „Frühneuzeitliche Selbsterhaltung. Telesio und die Naturphilo-
sophie der Renaissance“. Bereits diese Untersuchung zeigte klar die bemerkenswer-
ten Fähigkeiten ihres Verfassers im Aufspüren von Personen und deren textlichen 
Spuren, die deshalb bislang wenig beachtet wurden, weil ihre Bedeutung nicht 
erkannt wurde. Unter anderem weist Mulsow nach, dass Telesios thermodynamische 
Interpretation der aristotelischen Lehre von der wechselseitigen Verstärkung der 
Gegensätze großen Einfluss auf die frühneuzeitliche Vulkanologie hatte. 1997 erhielt 
Martin Mulsow ein Habilitationsstipendium der DFG und habilitierte sich, eben-
falls in Philosophie, 2000 an der Universität München mit der Schrift „Moderne 
aus dem Untergrund. Radikale Frühaufklärung in Deutschland 1618–1720“. Dieses 
Werk wurde von der gelehrten Kritik gefeiert und sicherte Martin Mulsow einen 
Platz in der internationalen Spitzengruppe der Ideengeschichtler. 

Als Privatdozent arbeitete er dann in Teilprojekten des Sonderforschungsberei-
ches 573 Autorität und Pluralität in der Frühen Neuzeit und des Sonderforschungs-
bereiches 536 Reflexive Modernisierung, wobei er von der Philosophiegeschichte 
hinüber in die Soziologie ausgriff. Seine Aufsätze und Monographien erweckten ein 
solches Interesse, dass ihm 2005 die Nachfolge des bedeutenden Ideenhistorikers 
und Gründers des Journal of the History of Ideas, Donald Kelley, von der Rutgers 
University angeboten wurde. Von da an entwickelte sich Martin Mulsows Karriere 
stürmisch: 

Nach Mitgliedschaften am Institute for Advanced Study, an der École des hautes 
études en sciences sociales und am Center of Theological Inquiry wurde er 2008 zum 
Professor für Wissenskulturen der europäischen Neuzeit an die Universität Erfurt 
berufen, in Verbindung mit dem Direktorat des Forschungszentrum für kultur- und 
sozialwissenschaftliche Studien an der Forschungsbibliothek Gotha. Sein sehr kluges 
und weit gespanntes und zudem auch noch sehr lesbares Werk umfasst etwa zu 
gleichen Teilen Monographien, Sammelbände und Editionen, neben einer Fülle von 
Aufsätzen zu Einzelthemen. Dies zeigt eine Forscherpersönlichkeit, in der sich ein 
weit gespannter Horizont und die Fähigkeit zur Synthese mit der detektivischen 
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Kleinarbeit am Material und der konzentrierten Bearbeitung der möglichen Ver-
bindungen am Schreibtisch und im Seminar verbinden. 

Kurzum, Martin Mulsow ist ein Wissenschaftler, der „tief graben und hoch bauen 
kann“, wie einmal ein Rezensent bemerkte, und dazu weiß er auch noch sehr gut zu 
erzählen. Die besonders zu ehrende Leistung von Martin Mulsow sehen wir in der 
präzisen Herausarbeitung der Irrungen und Wirrungen, der Leistungen und der Wir-
kungen wenig genannter Autoren in der „vorklassischen“ Periode der Philosophie, 
also vor Erscheinen der „Großphilosophen“ vom Schlage Kants. Martin Mulsow macht 
deutlich, dass die großen Ideen, mit denen schließlich weithin sichtbare philosophi-
sche Gebäude errichtet wurden, in einem irregulären und vielgestaltigen Prozess 
von engster Kooperation unter unorthodoxen und traditionskritischen Intellektuellen 
angeregt und vorformuliert wurden, dass sie also keineswegs aus dem Nichts kamen. 
In akribischer Spürarbeit hat Martin Mulsow die Kommunikationswege aufgedeckt 
und die häufig klandestinen Schriften identifiziert, die das Substrat dieser Bewegung 
waren. Er hat den philosophischen Untergrund bei der allmählichen Verfertigung 
jener Ideen beobachtet, aus denen erst Jahre später die Lehrgebäude gefügt wurden, 
die uns als Meilensteine der Philosophiegeschichte gelten. Er hat den gemeinsam mit 
Dieter Henrich entwickelten Ansatz der Konstellationsforschung weiterentwickelt, 
indem er systematisch den Kommunikationsraum als Labor der Ideenproduktion 
identifiziert. So ist ein äußerst wirkungsvolles Werkzeug der Philosophie- und Ideen-
geschichte entstanden, von dessen Anwendung noch viele schöne Ergebnisse zu 
erwarten sind. Für diese herausragende Leistung erhält Martin Mulsow den Aka-
demiepreis 2011. 
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Ansprache des Akademiepreisträgers 

MARTIN MULSOW 

Meine Damen und Herren, 
 

der „Untergrund“ ist ein weites Feld. Ich bin 1990 in dieses Feld hineingestolpert, als 
ich eher zufällig an einem Summer Seminar in Leiden teilnahm, das von Richard 
Popkin organisiert worden war. Es ging um das sagenumwobene Buch „von den 
drei Betrügern“, nämlich Moses, Jesus und Mohammed, um seine mittelalterliche 
Nichtexistenz, und um die Ereignisse, die dazu führten, dass das Buch in der Zeit 
um 1700 dann doch geschrieben wurde. Solche bitterbösen Texte durfte man nicht 
drucken, und so zirkulierten sie unter der Hand als Abschriften in halb Europa – vor 
allem im 17. und 18. Jahrhundert. Es war die Samisdat-Literatur der Vormoderne. 

In Deutschland an einem philosophischen Seminar (oder auch anderswo) hätte 
ich diese Themen nie kennenlernen können – sie stehen quer zum etablierten Kanon 
von großen Denkern oder auch nur von möglichen, ins Auge gefassten Strömungen. 
Um 1700 aber war die Untergrundliteratur zentral: für die einen als gefährliches 
Gespenst des Atheismus, für die anderen als Impulsgeber der Aufklärung. 

Obwohl das für Deutschland genauso gilt wie für andere Länder, war Deutsch-
land um 1990 noch relativ abgeschnitten von der sich gerade erst formierenden 
Forschung. Von den internationalen Teilnehmern in Leiden – ich war der einzige 
Deutsche – erfuhr ich, dass man neugierig darauf war, was denn in Deutschland in 
dieser Zeit der sogenannten Frühaufklärung in Hinsicht auf clandestine Aktivitäten 
passiert sei. Ich war der Zuständige, aber ich musste schnell erkennen, dass die 
Namen, auf die ich stieß, mir alle unbekannt waren, und es Forschung zu ihnen 
praktisch nicht gab. 

In den folgenden fünfzehn Jahren habe ich diesen Bereich in mehreren Büchern 
auf- und abgearbeitet, im methodischen Rahmen einer modernen „Intellectual His-
tory“, die sich nicht nur für die Theorien selbst interessiert, sondern auch für die 
Praktiken, mit denen geisteswissenschaftliche Forschung in der Frühen Neuzeit 
geschehen ist, und für die kommunikativen Situationen, in denen Theorien entste-
hen. Eine Einsicht, die mir bei diesen Nachforschungen aufkam, war, dass man die 
radikalen Autoren im Zusammenhang mit den sonstigen „normalen“ gelehrten 
Debatten behandeln müsse, als deren Radikalisierung, nicht aber – wie es in der 
DDR manchmal geschehen war, wo es einige wenige Vorarbeiten gab – als geson-



120 Leibniztag 
 

derte Gruppe von „Vorläufern“ des Materialismus und Marxismus. Keine Art von 
„Fortschrittsgeschichte“ also, sondern eine situierte Analyse von vielfältigen, jeweils 
ganz eigenen Radikalisierungsprozessen. 

Inzwischen bin ich dabei, das Feld der Clandestina-Forschung, das selbst wieder 
in Gefahr ist, zu einem Insider-Club zu werden, hin zur Religions-, Sozial- und 
Kriminalitätsgeschichte zu öffnen. Denn Freidenker, wenn sie denn in den Unter-
grund abgedrängt wurden, haben sich dort – unter Verbergung ihrer Identität – zu-
weilen mit Vaganten, religiösen Separatisten, Schmugglern und anderen verfolgten 
Gestalten abgeben müssen. Das hat wechselseitige Beeinflussungen hervorgebracht. 

Umgekehrt haben die Sammler von raren und verbotenen Schriften, die Verfasser 
von Denunziationskatalogen von „Atheisten“, philosophisch radikale Schriften zu-
sammen mit magischen Traktaten, radikalpietistischen Ergüssen und chemischen 
Rezepten wahrgenommen und abgeheftet. In gewisser Weise konstituiert sich „von 
oben“ auf solche Weise ein Feld wie „Untergrundliteratur“ erst, auf andere Weise 
aber gibt es eben im Untergrund selbst auch – gelegentlich – diese Querbeziehungen. 

Was ist das, was ich mache? Meine Tätigkeit bewegt sich zwischen den Diszi-
plinen, ist aber am ehesten noch als „Intellectual History“ zu bezeichnen. Einen 
deutschen Ausdruck zu geben ist schwer. „Intellectual History“ steht in Deutschland 
etwas heimatlos zwischen den Fächern. Es mag auch daran liegen, dass ich zunächst 
einmal in den USA eine Professur gefunden habe und es mir erst mit dieser Aner-
kennung leichter geworden ist, auch in Deutschland Fuß zu fassen. Meine Erfurter 
Professur nennt sich „Geschichte der Wissenskulturen“, und in der Tat bin ich inzwi-
schen etwas optimistischer, dass die Geistesgeschichte, die im Kaiserreich und in der 
Weimarer Republik einmal sehr angesehen war und dann, teilweise auch zu Recht, in 
der Versenkung verschwunden ist, in erneuerter Gestalt im Sinne der „Intellectual 
History“ innerhalb der jetzt in Mode kommenden „Wissensgeschichte“ einen neuen 
disziplinären Platz finden wird. Wissensgeschichte hat das Potential dazu, Forschun-
gen zur Wissenschaftsgeschichte, zur „Intellectual History“, aber auch zur Sozial-, 
Literatur- und Kommunikationsgeschichte des Wissens zusammenzuführen – eine 
Chance, die man nutzen sollte.  

 
Ich bedanke mich ganz herzlich für die große Ehrung. 
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Die „Vierte Welle“: 
Ursachen und Chancen des Arabischen Frühlings 

FESTVORTRAG VON JOSEF JOFFE 

In dieser gelehrten Versammlung muss ein Journalist sich wenigstens einen Hauch 
von Gelehrtheit zulegen. Deshalb: Was hat der große Gottfried Wilhelm Leibniz 
mit unserem großen Thema zu tun – mit dem Arabischen Frühling, also der 
demokratischen Revolte zwischen Maghreb und Maschrek? Wir kennen Leibniz 
als einen der größten Philosophen und Mathematiker der Moderne, der sogar eine 
Art Computer erfunden hat. Mit politischer Philosophie verbinden wir seinen 
Namen nicht, und doch hat er auch über die Demokratie nachgedacht, wie er in 
diesem Brief an den jungen Philipp Boineburg zeigt: 

Darin räsoniert er über die Macht des Souveräns und den Gehorsam, den seine 
Untertanen ihm schulden. Einerseits schreibt er, sollten „Fürsten davon überzeugt 
sein, dass ihr Volk ein Widerstandsrecht besitze“. Anderseits möge das Volk 
gehorchen. Und warum? Weil das „Übel der Revolution nicht vergleichbar ist mit 
den Übeln, die die Revolution zeugt.“ Dennoch wisse er sehr wohl, dass „ein Fürst 
in seiner Maßlosigkeit das Wohl des Staates so weit gefährden kann, dass die 
Gehorsamspflicht nicht mehr gilt.“ Und wieder das Aber: Das „geschieht sehr 
selten, und der Theologe, der unter diesem Vorwand Gewalt gutheißt, sollte sich 
vor Maßlosigkeit hüten.“ Denn: „Der Exzess ist unendlich gefährlicher als der 
Mangel.“ Heute würden wir sagen: Zu viel ist schlimmer als zu wenig. 

Leibniz, der übrigens auch als Erfinder der Europäischen Union gelten darf, sah 
hier also die Übel voraus, die das Zeitalter der Revolutionen ab 1789 bereithalten 
sollte. Denken wir an Robespierre, Lenin und Mao: Sie revoltierten im Namen der 
Freiheit und haben Schreckensherrschaften etabliert, von denen Kaiser und Könige 
nicht einmal zu träumen wagten. In diese Reihe gehört auch Hitler mit seiner 
„Braunen Revolution“, wie sie der amerikanische Historiker David Schoenbaum 
nennt. Die Verheißung wurde stets zur Verdammnis. 

Gleiches, wiewohl in den Dimensionen nicht vergleichbar, darf man auch den 
arabischen Revolutionen – oder genauer: Staatsstreichen – nach dem Zweiten 
Weltkrieg zuschreiben. Dem Joch der Könige und Kolonialherren folgte das noch 
schwerere, das die jungen Obristen in Ägypten, Syrien, Irak, Algerien ihren 
Völkern auferlegten. Im Gedächtnis bleiben Diktatoren wie Nasser und Assad oder 
Saddam Hussein. Oder ein endloser Bürgerkrieg wie in Algerien. Oder der 
Gottesstaat Irans, der das Schah-Regime ersetzte. 
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Richtig demokratische Revolutionen, also solche, die nicht die Freiheit zerstört 
haben, die sie versprachen, sind selten. Die beste war die amerikanische, aber das 
war in Wahrheit keine Revolution, die das Nirwana auf Erden verhieß, sondern der 
Aufstand einer bereits demokratischen Gesellschaft gegen einen tyrannischen 
König. Mit zu den glücklichen Fällen dürfen wir Spanien und Portugal zählen, 
dazu die osteuropäischen Länder nach dem Mauerfall. Je weiter nach Osten wir 
gehen, desto prekärer ist der Zustand der Freiheit: von Russland bis zu den 
asiatischen Nachfolgerepubliken. 

Nun zur großen, ja historischen Überraschung des Arabischen Frühlings, der im 
Winter 2009 begann und sich von Tunis nach Kairo, von Jemen nach Bahrain, von 
Syrien nach vielleicht schon Jordanien ausbreitete. Das war nicht vorgesehen. Die 
Welt hatte es sich angewöhnt, diese Region als Parallel-Universum zu betrachten, 
und zwar als eingefrorenes, wo die Verhältnisse sich nie ändern würden. 

Das war keineswegs unrealistisch. Jenseits dieses Parallel-Universums war die 
Demokratie seit den Siebzigern überall auf dem Vormarsch. Der Faschismus fiel in 
Iberien. Die Autoritären verschwanden in Taiwan und Südkorea. Brasilien und 
Chile demokratisierten sich, dito Indonesien, Malaysia und Thailand. Dann, nach 
dem Mauerfall, die breite Niederlage des Kommunismus in Osteuropa.  

Aber Maghreb und Maschrek blieben eingesperrt hinter ihrer eigenen Berliner 
Mauer. Monarchen, Scheichs und Militärs herrschten weiter, manche Regime 
etablierten gar „dynastische Diktaturen“. Assad junior ersetzte Assad senior, und in 
Ägypten bereitete Mubarak seinen Sohn Gamal auf die Nachfolge vor. In Algerien 
hat ein blutiger Bürgerkrieg das Leben von Hunderttausenden gefordert. Saddams 
Schreckensherrschaft überlebte sogar die erste amerikanische Invasion. Ohne die 
amerikanische Intervention wären die Taliban wohl heute noch an der Macht. 

Die „Arabische Mauer“ blieb zu, auch im ökonomischen Sinne. Fazit: Es würde 
sich nichts ändern. Aber wir lagen falsch. Die „Arabische Mauer“ fiel – 
angefangen mit Tunesien.  

Dies als Einleitung. Der Rest kommt in drei Abteilungen. In der ersten möchte 
ich erklären, warum es passiert ist. Für Journalisten und Sozialwissenschaftler ist 
es immer einfacher, die Vergangenheit als die Zukunft zu deuten; „retrodiction is 
easier than prediction“, heißt es auf Englisch. In der zweiten Abteilung werde ich 
trotzdem einen Blick in die Zukunft werfen, um zu fragen, ob aus dem Arabischen 
Frühling ein Sommer oder einer Winter wird. Und in der dritten: Was kann der 
Westen tun? 
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I 

Aber erst zum Warum? Dazu habe ich meinen Lehrer in Harvard, Samuel 
Huntington, konsultiert – den größten Politologen seiner Generation. Aber nicht 
den Huntington des Clash of Civilizations, das ihn weltberühmt und reich gemacht 
hat, sondern den Autor des Buches The Third Wave: Democratization in the Late 
Twentieth Century. 

Dieses Buch analysiert die sozioökonomischen Bedingungen erfolgreicher 
Demokratisierung am Beispiel der Dritten Welle der Demokratisierung, der von 
1974 bis 1989. Es enthält eine wunderbare Anekdote über das Beispiel Spanien. 
„In den Sechzigern sagte Francos Planungsminister voraus, Spanien werde 
demokratisch sein, wenn sein Pro-Kopf-Einkommen 2.000 Dollar erreicht.“ 
Lakonisch fügt Huntington hinzu: „Und so war es.“  

 Ergo ist Wirtschaftsentwicklung eine Schlüssel-Variable. Oder so: Steigender 
Wohlstand ist gleich fallende Tyrannen. Wie hoch musste das Pro-Kopf-
Einkommen während der „Dritten Welle“ sein? Zwischen 1.000 und 3.000 Dollar 
postuliert Huntington. Und so war es. Von den Nicht-Demokratien, die in den 
Siebzigern und Achtzigern in diese Einkommensregion vorstießen, haben drei 
Viertel ihre Autoritären abschütteln können. 

Funktioniert das auch heute? Tunesien, wo der Arabische Frühling zuerst 
ausbrach, liefert einen perfekten Beweis für die Theorie. Als die Revolte ausbrach, 
betrug das Einkommen gemessen in 1975-Dollar (Kaufkraftparität, kurz: KKP) so 
viel wie in Spanien, als 1975 das Franco-Regime wegbrach. 

Warum ist dann Saudi-Arabien nicht schon längst eine Demokratie. Weil es mit 
seinen 24.000 Dollar zu reich ist. Wieso das? Weil die Monarchie genug Geld hat, 
um das Volk zu bestechen und so ruhig zu halten. Erinnern wir uns an den 
Schlachtruf der Amerikanischen Revolution: „No taxation without representation“. 
Nur: In den Öl- und Gas-Ländern gibt es keine Steuern, der Staat alimentiert sich 
und das Volk aus den märchenhaften Gewinnen. Ergo darf man den Slogan in 
Saudi-Arabien umdrehen: „No representation without taxation.“; wo es keine 
Steuern gibt, fehlt auch der demokratische Druck von unten. 

Die Ölstaaten sind also die Ausnahme von Huntingtons Gesetz. So lange die 
Potentaten einen erklecklichen Teil der Gewinne nach unten durchreichen, hält sich 
der Druck in Grenzen. Libyen, obwohl auch ein Öl-Land, ist nicht reich genug; das 
Pro-Kopf-Einkommen liegt bei 14.000 Dollar (KKP), was etwa die Hälfte des 
saudischen ist. 

Aber Geld ist nicht alles. Betrachten wir also die anderen Voraussetzungen. 
Neben dem Pro-Kopf-Einkommen spielen drei weitere eine Schlüsselrolle im 
Drama der Demokratie, oder genauer: beim Aufstieg der Mittelschicht, die in 
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diesem Drama überall eine Schlüsselrolle spielt. Das sind Bildung, Urbanisierung 
und Globalisierung. Auch auf dieser Skala ist Tunesien die Nummer 1. Es hat das 
höchste Pro-Kopf-Einkommen, den höchsten Urbanisierungsgrad, die zweithöchste 
Alphabetisierung – 74 Prozent, nur Syrien übertrifft die mit 80 Prozent –, die 
höchsten Bildungsausgaben als Anteil am BIP, den höchsten Globalisierungsgrad, 
gemessen an der Exportquote, nämlich fast 40 Prozent, die sogar die europäische 
übertrifft. Ägypten, das zweite Frühlingsland, ist in dieser Liga die Nummer 2, 
jedenfalls gemessen an Einkommen und Bildung. 

Demnach ist es kein Zufall, dass Tunesien und Ägypten die Avantgarde sind. 
Warum dann die Revolte in Syrien? Das Einkommen sticht nicht hervor, aber das 
Land hat die höchste Alphabetisierungsrate der arabischen Welt. Allerdings auch 
eine geringe Globalisierungs- und keine überragende Urbanisierungsquote. Hier 
lässt das Modell keine guten Voraussagen zu – es kann so oder so kommen. 

II 

Deshalb jetzt zur Zukunft des Arabischen Frühlings: Hier wollen wir nicht den 
Unterbau, sondern den Überbau ins Visier nehmen, vorweg den politischen, und 
drei Faktoren hervorheben, die aus einer Revolution eine Demokratie machen 
können. Denn zwischen Revolution und Demokratie herrscht eine strenge 
Trennung, wie die traurige europäische Revolutionsgeschichte seit Robespierre 
zeigt. Ähnliches lässt auch der Arabische Frühling befürchten. 

Die erste politische Bedingung ist eine Autoritätsfigur, die den demokratischen 
Wandel verkörpert. Ein Blick zurück auf Spanien: Dieses Land hatte nicht nur das 
richtige Einkommen, sondern auch viel Glück. Der Diktator Franco starb im Bett, 
und in das Vakuum rückte ein Mann, König Juan Carlos, der a) die ganze Nation 
vertrat und b) seine ganze Autorität in die demokratische Waagschale warf. 

Eine solche Figur fehlt überall im Arabischen Frühling – von Tripolis bis 
Manama. Zitieren wir einen Führer der Demokratischen Front in Ägypten, Osama 
al-Gazali Harb: „Das Hauptproblem der ägyptischen Revolution ist, dass sie keine 
Führung hat.“ Daraus darf man folgern: Solange sie eine solche Autorität nicht 
hervorbringt, bleibt die Revolution im Risiko.  

Die zweite, wahrscheinlich wichtigste politische Bedingung ist Gewaltlosigkeit. 
Die Revolutionen in Ägypten und Tunesien waren friedlich, genauso wie die 
„Samtenen Revolutionen“ in Osteuropa. Also würde ich diesen beiden Ländern 
eine gute Chance einräumen. Aber ich bin nicht so optimistisch bei Libyen, Jemen 
und Syrien. Dort floss Blut ab der ersten Stunde.  
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Was passiert denn in einer gewaltsamen Revolution? Brutalität und Blutrunst 
treffen auf Brutalität und Blutrunst. Die Revolution wird zum Binnenkrieg. 
Entweder gewinnt das Regime. Oder die Rebellen obsiegen. Doch diese werden 
wohl nicht die Kerenskys sein oder die freundlichen jungen Mittelschichtler vom 
Tahrir-Platz. Wer sich im Krieg durchsetzt, wird gnadenlos, grausam und 
machthungrig sein – wie die Jakobiner in Frankreich, die Bolschewiken in 
Russland, die Faschisten in Spanien, die Nazis in Deutschland, die Chomeinisten in 
Iran. 

Wer die Macht (und die Gewehre) hat, wird sie so schnell nicht wieder abgeben. 
Das ist die Tragödie so vieler Revolutionen in der Vergangenheit. Wer wetten will, 
sollte lieber sein Geld auf Tunesien und Ägypten setzen als auf Libyen, Syrien und 
Jemen. Gewalt gebiert Gewalt, und die verfliegt hinterher nicht – ganz gleich, wer 
gewinnt. 

 

Die dritte politische Bedingung wurzelt in Gesellschaft und Nation. Auch hier 
fallen Tunesien und Ägypten aus dem Rahmen. Die Schlüsselbegriffe sind 
„Homogenität“ oder „Gleichartigkeit“. Das heißt: nicht zu viele innere Konflikte 
zwischen Ethnien, Sekten und Stämmen, dafür umso mehr „Nationalbewusstsein“, 
als ein Wir-Gefühl, dass andere Identitäten überwölbt. Ägypten ist der älteste 
Nationalstaat der Welt, also eine historische Gemeinschaft. Tunesien hat relativ 
wenige ethnische, religiöse oder Stammeskonflikte. Ähnliches gilt für Marokko. 

Der Rest sind sozusagen historische Zufälle, mit Grenzen, die von den 
Kolonialmächten gezogen worden sind. Hinter diesen Grenzen herrscht wenig 
Gemeinsamkeit und umso mehr Konflikt. Syrien ist ein buntes Völkergemisch, in 
dem eine kleine Alawiten-Minderheit den Rest kujoniert. Libyen ist in Wahrheit 
zwei Staaten: die Ost-Stämme der Cyrenaika und die West-Stämme von 
„Tripolitanien“. In Jordanien herrschen Beduinen über die Masse der Palästinenser. 
Im Irak wurde der Bürgerkrieg zwischen der alten Sunna-Herrschaft und der Schia-
Mehrheit durch die amerikanische Armee erstickt; nach deren Abzug begann ein 
neues Spiel. Der Jemen ist ein klassischer Stammeskonflikt.  

Diese Staaten ähneln Jugoslawien. Es sind Kunststaaten voller verfeindeter 
Völker und Religionen, die von Tyrannen zusammengehalten wurden oder noch 
werden. Diese Despoten haben sich auf Stämme oder Sekten gestützt, wie Gaddafi 
auf die West-Stämme in Libyen oder Saddam Hussein auf seinen Tikriti-Clan oder 
Assad auf die winzige Alawiten-Minderheit. In solchen Unterdrückungssystemen 
ist das Hauptproblem nicht „Demokratie ja oder nein“, sondern: Wer gewinnt, wer 
kriegt die Beute – Kontrolle über Staat, Armee und Wirtschaft. Oder anders 
ausgedrückt: Das Problem ist nicht nur das Regime, das um sein Überleben 
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kämpft, sondern die Gesellschaft, die diese Regime gezeugt hat. Der Tyrannensturz 
beendet nicht die Binnenkonflikte. 

Folglich: Hinter der Revolution lauert der Bürgerkrieg, so, wie er sich am 
deutlichsten in Libyen und im Jemen zeigt, wie er im Irak noch von der US-Armee 
verhindert wird, wie er in Algerien im vorigen Jahrzehnt getobt hat, wie er sich in 
Syrien und Jordanien noch zeigen könnte. In dieser Welt, wo die Gewalt 
entscheidet, ist es überhaupt nicht ausgemacht, dass die Gewinner die Verlierer in 
eine Art westliche Demokratie einladen, wo die Macht geteilt, die Wirtschaft 
privatisiert und das Wahlverdikt respektiert wird. Wahrscheinlicher ist: One man, 
one vote, one time – wie in Gaza, wo die siegreiche Hamas die Fatah erst dezimiert 
und dann vertrieben hat.  

In solchen Systemen heißt es: herrschen oder sterben. Und nicht: Pluralismus, 
friedlicher Machtwechsel, leben und leben lassen.  

 
Lassen Sie mich rekapitulieren: Eine erfolgreiche demokratische Revolution 
erfordert erstens ein Bündel von sozioökonomischen Bedingungen wie 
Einkommen, Bildung, Urbanisierung, Globalisierung – kurzum, den Boden, auf 
dem die Mittelschicht wächst – und zweitens drei politische Voraussetzungen:  
a) einen Führer, der die Demokratie verkörpert und die Autorität besitzt, das Volk 
davon zu überzeugen; b) eine Revolution, die gewaltlos bleibt; c) einen Staat, der 
wenigstens halbwegs homogen ist. Das heißt: eine Bevölkerung, die sich als Nation 
versteht oder als große Familie, wo der nationale Gedanke sub-nationale 
Loyalitäten überwölbt. Eine große Familie kann Big Daddy – Mubarak zum 
Beispiel – vertreiben, ohne in den Bürgerkrieg zu verfallen. 
 
Schaltet man all diese Hürden hintereinander, wer bleibt dann übrig und schafft 
den Sprung in die Demokratie? Ägypten und Tunesien – vielleicht. Vielleicht 
Marokko. Bei Jordanien, wo die Unruhen schon wabern, bin ich mir nicht so 
sicher, obwohl es von einer aufgeklärten Monarchie regiert wird. Erinnern wir uns, 
an den „Schwarzen September“ 1970. Laut PLO-Angaben habe König Hussein 
10.000 oder gar 25.000 Palästinenser umbringen lassen; in elf Jahren Intifada 
haben die Israelis 3.500 getötet. 

III 

Im dritten und letzten Teil will ich die Frage aufgreifen, was denn der Westen tun 
solle. 

Der Westen hat jahrzehntelang an die Unreformierbarkeit der arabischen Welt 
geglaubt. Dann, im Gefolge des Berliner Mauerfalls hieß es: Die „Arabische 
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Mauer“ wird stehen bleiben. Und deshalb hat der Westen nolens volens auf die 
Despoten gesetzt, jedenfalls auf jene, die sich pro-westlich gaben. 

Vielleicht hat der Westen in Libyen so heftig reagiert, um seine Schuldgefühle 
abzuschütteln. Hinzu kam, dass die gewaltsame Intervention zugunsten der 
Rebellen einfach, schnell und billig ablaufen würde – anders als jetzt in Syrien, wo 
der Westen sich hütet, militärisch einzugreifen.  

Das Flugverbot war in der Tat einfach. In Syrien aber, wo es keine klaren 
Fronten gibt, wo in den Städten gekämpft wird, funktioniert der Bombenkrieg 
nicht; da müssten schon Bodentruppen her. Außerdem ist Syrien ein strategischer 
Pfeiler der Region, was Libyen nicht war. Hier bündeln sich zu viele konträre 
Interessen: amerikanische, russische, türkische, saudische. Außerdem: Siegt die 
Sunni-Mehrheit, wer beschützt dann Alewiten, Drusen und Christen, die etwa ein 
Drittel der Bevölkerung ausmachen? Wer schon mal in Glas- und Andenkenläden 
in Amerika gestöbert hat, wird sich an die kleinen Schilder erinnern: If you break 
it, you own it. Wer’s kaputt macht, dem gehört es – der muss es bezahlen.  

Wer eingreift, muss sich auch hinterher einbringen, und zwar mit offenem 
Ende. Die „responsibility to protect“ – die Schutzverantwortung – gilt für beiden 
Seiten. Sie schließt ein, die Ordnung wieder herzustellen und sie zu bewahren. Wie 
einfach, schnell und billig wäre diese Aufgabe? Betrachten wir den Irak, 
Afghanistan, selbst das frühere Jugoslawien, wo 12 Jahre nach dem Bombenkrieg 
noch immer Schutztruppen stehen. Wann die wieder nach Hause gehen, steht in 
den Sternen.  

Die Lehre ist: Hör auf dein Hirn und erst dann auf dein Herz. Glaube nicht, dass 
ein Bombenkrieg Demokratie und Frieden bringt – nicht in Ländern, wo die Treue 
nicht dem Staat, sondern den verfeindeten Ethnien, Sekten  und Stämmen gilt. 

Allgemeiner: Denken wir daran, wie zerbrechlich die Demokratie ist. Denken 
wir daran, wie viele Jahrhunderte es gedauert hat, bevor der Westen 
Gewaltherrschaft und Religionskrieg überwunden hat. Denken wir an die 
wichtigste Voraussetzung der Demokratie überhaupt: an den Rechtsstaat, der 
überall in Mittelost fehlt. Mithin fehlen: eine unabhängige Gerichtsbarkeit, 
Gewaltenteilung, welche die Willkür der Herrschenden einhegt, eine Verwaltung, 
die Regeln, nicht dem Nepotismus und der Korruption gehorcht. Im Westen kam 
die Rule of Law zuerst; allgemeine Wahlen kamen in England erst Jahrhunderte 
später. In Amerika hat es von der Geburt der Verfassung 120 Jahre lang gedauert, 
bevor alle – Weiße und Schwarze, Reiche und Arme, Männer und Frauen – wählen 
konnten. Kurzum: Wahlen sind noch nicht Demokratie. 

Nun werden Sie zu Recht fragen: Kann denn der Westen gar nichts tun? 
Doch, aber mit mehr Bescheidenheit und Realismus – und vor allem, bevor die 

Gewalt ausbricht. 
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Regel 1: Lasst die Tyrannen nicht in Ruhe – jetzt erst recht nicht, wo wir so gute 
Argumente haben. Wir können sie jetzt fragen: Wollt ihr wie Mubarak und Ben-Ali 
enden? Oder wollt ihr wie in Libyen bis zum letzten eurer Bürger kämpfen, um 
eure Macht zu bewahren? 

Regel 2: Wer das Bombardement vermeiden will, sollte frühzeitig helfen. Wie in 
Spanien, Portugal und Osteuropa. Bringen wir unsere Expertise ein – wie man 
Institutionen und Verfassungen etabliert, wie man Parteien und Justiz aufbaut. Das 
ist unumgänglich, weil es keine Demokratie gibt ohne die entsprechenden 
Institutionen, die Macht und Willkür einhegen.  

Regel 3: Vor allem müssen wir den demokratischen Kräften zeigen, dass sie 
nicht allein sind. Unterstützen wir sie, verbünden wir uns mit ihnen. Derweil sagen 
wir den Despoten: Wir müssen zwar mit euch Geschäfte tätigen, aber unsere Werte 
und Interessen gehören dem Volk. Denn es ist in unserem besten Interesse, dass die 
Demokratie auf friedlichem Weg kommt. Es ist nicht in unserem Interesse, dass sie 
erstickt wird oder wir unsere Bomber losschicken müssen.  

Regel 4: Schließlich wollen wir den Autokraten sagen: Ihr steht auf der falschen 
Seite der Geschichte. Die Macht des Volkes kann zwar abgewehrt werden, aber 
nicht auf ewig. Nicht in einer Welt, wo Bilder und Nachrichten in Echtzeit um den 
Globus laufen, in der ihr die Kommunikation nicht mehr monopolisieren könnt. 
Schaut euch die Armut und Rückständigkeit an, die euch die Arabische Mauer 
gebracht hat. Ihr könnte euch nicht ewig von der Welt abschotten. Wenn ihr gegen 
den Rest konkurrieren wollt, müsst ihr eure Völker ausbilden, den Frauen und 
Minderheiten ihre Rechte und allen anderen die politische und wirtschaftliche 
Freiheit geben. Wenn ihr es aber nicht tut, werdet ihr wie Mubarak und Ben-Ali 
enden – im Gefängnis oder im saudischen Exil, aber ohne eure Milliarden. Oder 
tot, wie es Gaddafi noch ergehen könnte.  

 
Ich komme zum Schluss. Wir wissen nicht, ob auf den Arabischen Frühling der 
Sommer oder der Winter folgt. Wir wissen nur, dass die „Arabische Mauer“ 
durchbrochen worden ist, was vor einem Jahr noch unmöglich erschien. Wir 
wissen, dass die Revolution in Iran sich nicht auslöschen lässt. Wir wissen, dass 
die Geschichte – wiewohl mit vielen mörderischen Rückschlägen – hartnäckig in 
Richtung Freiheit verläuft. Wir wissen, dass Huntingtons „Dritte Welle“, die in den 
Siebzigern in Spanien und Portugal ihren Anfang nahm, nunmehr von der „Vierten 
Welle“, der arabischen, gefolgt wird.  

Wann oder ob sie triumphiert, können wir noch nicht bestimmen. Aber 
inzwischen haben wir reichlich Anschauungsmaterial, um dem großen Leibniz 
Recht zu geben. Irgendwann kommt der Punkt, wo „ein Fürst in seiner 
Maßlosigkeit das Wohl des Staates so weit gefährden kann, dass die 
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Gehorsamspflicht des Volkes nicht mehr gilt.“ Übersetzen wir ihn ins Arabische 
verschicken ihn an „To Whom it May Concern“ zwischen Rabat und Riad. Und auf 
Farsi nach Teheran. 
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Bericht des Präsidenten Günter Stock 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
 
das vergangene Jahr stand, wie Sie sich sicherlich erinnern werden, ganz im Zeichen 
des Jubiläums großer und bedeutender wissenschaftlicher Institutionen unserer Stadt: 
350 Jahre Staatsbibliothek, 300 Jahre Statut der Kurfürstlich Brandenburgischen 
Sozietät der Wissenschaften, in deren Tradition unsere Akademie ihrerseits steht, 
300 Jahre Charité, 200 Jahre Berliner Universität (heute Humboldt-Universität zu 
Berlin) und 100 Jahre Max-Planck-Gesellschaft (vormals Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft), die ihre Feierlichkeiten noch in dieses Jahr hinein fortgesetzt hat.  

Das Jubiläumsjahr 2010 war eine eindrückliche Dokumentation dessen, was in 
Berlin in der Vergangenheit wissenschaftlich geleistet wurde, vor allem aber, zu wel-
chen Leistungen der Wissenschaftsstandort Berlin und die gesamte Metropolenregion 
auch zukünftig imstande sein werden – eine Metropolenregion, die an wissenschaft-
lichen Institutionen, aber vor allem an Leistungskraft ihresgleichen in Deutschland 
und, in aller Bescheidenheit, auch in Europa sucht. 

Und dennoch gibt es Anlass zur Sorge: Die sogenannte Schuldenbremse – das 
heißt die verfassungsrechtliche Regelung, welche die Föderalismuskommission An-
fang 2009 beschlossen hat, um die Staatsverschuldung Deutschlands zu begrenzen – 
beginnt zu greifen, und speziell Berlin sowie drei weitere Bundesländer stehen seit 
kurzem unter verschärfter haushaltsrechtlicher Beobachtung. Damit kommt der Frage 
des Erhalts unserer wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Leistungskraft ein beson-
deres Gewicht zu; das bedeutet für uns auch, dass wir in der Lage bleiben, exzel-
lente Arbeitskräfte in einer Zeit auf den Markt zu bringen, in der sich nicht nur 
speziell in den sogenannten MINT-Fächern („MINT“ steht für die Fachgebiete 
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik) ein großer Mangel an 
Arbeitskräften abzeichnet.  

Unsere Region bietet exzellente Ausbildungs- und Arbeitsplätze und exportiert 
auch in hohem Maße hervorragend qualifiziertes Personal. Darüber hinaus nimmt 
Berlin derzeit in erheblichem Umfang an der Exzellenzinitiative des Bundes und der 
Länder teil. Daher müssen wir uns schon heute die Frage stellen, wie es nach dem 
Auslaufen der Exzellenzinitiative weitergehen wird – eine Frage, welche natürlich 
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nicht nur unsere Region, sondern alle Länder betrifft, aber die eben für unsere Region 
neue Antworten erfordert.  

Da es bislang keinerlei Anzeichen dafür gibt, dass die Regelungen und Bestim-
mungen des Föderalismus ihre Gültigkeit verlieren werden, nach denen der Bund 
eben gerade im Bildungs- und Wissenschaftsbereich nur in besonderen Fällen 
Hilfestellung leisten darf, sollten wir rechtzeitig Vorsorge treffen. Wir befinden 
uns derzeit in einer geradezu einmaligen Position: Die sogenannte Drei-Prozent-
Regel, nach der drei Prozent des Bruttosozialproduktes für Wissenschaft ausgegeben 
werden, die Zehn-Prozent-Regel, nach der zehn Prozent des Bruttosozialproduktes 
für Bildung und Wissenschaft ausgegeben werden sollen, sind in greifbare Nähe 
gerückt.  

Die Zuwachsraten, die uns im Wissenschaftsbereich in den letzten Jahren gewährt 
wurden, sind mit Dankbarkeit anzunehmen. Da im Bereich von Bildung und Wis-
senschaft langfristige Planungen erforderlich sind, ist es – wie ich finde – geradezu 
unsere Pflicht, bereits heute – also in der „guten Zeit“ – darüber nachzudenken, wie 
es trotz Schuldenbremse und nach dem Auslaufen der Exzellenzinitiative im Jahre 
2017 weitergehen soll und kann.  

Wir haben daher einige, gleichwohl wenige Jahre Zeit, nach Lösungen Ausschau 
zu halten, wie wir diese Situation ohne eine Beschädigung unseres Wissenschafts-
systems meistern und unsere Leistungsfähigkeit weiter steigern können. Demgemäß 
gilt es, in einer Phase solider und guter finanzieller Ausstattung für Bildung und 
Wissenschaft über die Zeit nach den Jahren 2016, 2019 und 2020 nachzudenken. 
Das mag manchen verfrüht oder gar übertrieben erscheinen, aber Wissenschaft und 
Bildung brauchen langfristige Perspektiven und Planungssicherheit. Und wann, 
meine Damen und Herren, lassen sich strategische Überlegungen besser anstellen: 
in einer Notsituation oder rechtzeitig vor deren Einsetzen? 

Zur Zeit wird wieder über das Auslaufen des Solidarpaktes gesprochen, der zu-
nächst bis 2019 verlängert ist – ein Solidarpakt, der 1995 geschaffen wurde, um 
Solidarität mit den neuen Ländern der Bundesrepublik zu üben. Es wäre – so finde 
ich – eine Überlegung und Diskussion wert, darüber nachzudenken, ob wir die 
Frage der Solidarität nicht noch einmal grundsätzlicher in der Weise stellen sollten, 
dass wir Solidarität gerade und im besonderen mit den nachwachsenden Generatio-
nen zeigen und auch dafür bereit sein sollten, Opfer zu bringen.  

Wie wäre es daher, über einen langsamen Umstieg und eine begrenzte (!) Verlän-
gerung des Solidarpaktes nachzudenken, und zwar zugunsten einer Investition in 
Bildung, Wissenschaft und Forschung? So könnten wir die Bildungskette von der 
frühkindlichen Betreuung, der vorschulischen und schulischen Bildung bis hin zur 
beruflichen und universitären Ausbildung als eine strategische Aufgabe begreifen 
und uns entscheiden, dringend notwendige Investitionen in diesen Bereich zu tätigen, 
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um dem Gebot der gesellschaftlichen Chancengleichheit ein gutes Stück näherzu-
kommen.  

Mit Hilfe solcher Mittel ließe sich ein Um- und Ausbau der unvollständigen Bil-
dungskette bewerkstelligen, und auch die drängende Frage der Integration könnte 
über Bildungsmaßnahmen positiv beeinflusst werden. Eine älter werdende Gesell-
schaft, eine Gesellschaft, die immer weniger Kinder hervorbringt, muss neben einer 
stringenten Familienpolitik, welche den Eltern mit Kinderwunsch die Verwirkli-
chung dieses Kinderwunsches auch erlaubt, vor allem darauf achten, dass möglichst 
wenige in der Gesellschaft zurückbleiben und dass die Befähigung der Kinder und 
Jugendlichen für eine berufliche Zukunft durch Bildung erhöht wird. 
 
Nach diesen allgemeinen Feststellungen zur Bildungssituation in unserem Land 
komme ich nun zu drei ausgewählten interdisziplinären Arbeitsgruppen, die an 
unserer Akademie betrieben werden und in denen an den bereits genannten Heraus-
forderungen in unterschiedlicher Weise gearbeitet wird. 

Wie andere Institutionen und Akteure sicherlich auch, beobachten wir seit einiger 
Zeit mit Sorge den Stand und die Zukunft der technischen und naturwissenschaft-
lichen Bildung nicht nur in Deutschland, sondern vor allem in Europa.  

Aus diesem Grunde hatten wir bereits im Frühjahr 2008 eine bis Mitte dieses Jah-
res laufende interdisziplinäre Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich eben genau mit 
der Frage der Zukunft technischer und naturwissenschaftlicher Bildung in Europa 
beschäftigt.  

Was machen andere anders – was machen andere besser? Die schulische und aka-
demische technische Bildung steht in Europa vielerorts zur Debatte. Zentrale Ziele 
dieser Arbeitsgruppe sind daher eine wissenschaftlich fundierte Bestandsaufnahme 
und die Analyse technisch-naturwissenschaftlicher Berufe vor dem Hintergrund 
sozio-kultureller und ökonomischer Entwicklungen.  

Ohne die Empfehlungen der Arbeitsgruppe vorwegnehmen zu wollen, sind wir – 
und dies deckt sich nahezu mit meinen Ausführungen zu den finanziellen Zwängen 
unseres Bildungssystems – zu dem nicht wirklich überraschenden zentralen Ergebnis 
gelangt, dass eine frühzeitig einsetzende, kontinuierliche Nachwuchs- und Begabten-
förderung die nachhaltig wirksamste Strategie bleibt, den Fachkräftebedarf eines 
Hochtechnologiestandortes, wie es Deutschland ist, dauerhaft zu sichern. 

Dieser auf den Bereich der MINT-Fächer gerichtete Befund lässt sich sicherlich 
verallgemeinern und auf andere Disziplinen und Gebiete übertragen. So wird es 
zukünftig vor allem wichtig sein, bereits während der Bildungs- und Ausbildungs-
phase und darüber hinaus deutlich zu machen, dass es neben der rein technischen 
Bewältigung von Problemen in verstärktem Maße darum gehen wird, gesellschaft-
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liche Bezüge herzustellen und dialogfähig zu werden für die Chancen und Risiken 
innovativer Technologien, auf die wir lebensnotwendig angewiesen sind. 

Gemeinsam mit der Deutschen Akademie der Naturforscher Leopoldina – Natio-
nale Akademie der Wissenschaften führen wir eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe 
zum Thema Zukunft mit Kindern – Fertilität und gesellschaftliche Entwicklung 
durch, die ihrerseits von der Jacobs Foundation in großzügiger Weise unterstützt 
wird. Ich möchte sie Ihnen – da es sich um ein Thema von hoher gesellschaftlicher 
und politischer Relevanz handelt – im Folgenden etwas ausführlicher vorstellen. 

Die Alterspyramide, die uns allen geläufig ist, deckt zwei Herausforderungen auf: 
1. Wir alle werden gottlob älter und erreichen das höhere Alter in vergleichsweise 

guter Gesundheit. Hier lautet die Frage, wie wir die gewonnenen Jahre besser 
nutzen können – eine Frage, der sich zuletzt auch die Akademiengruppe Altern 
in Deutschland der Leopoldina und der acatech gewidmet hat. 

2. In den meisten sogenannten entwickelten Ländern müssen wir die Ursachen suchen, 
warum die Geburtenraten so niedrig sind. Dies genau ist unsere Fragestellung. 

Auf der Basis eines Ländervergleichs zwischen Deutschland, Österreich und der 
Schweiz konzentriert sich unser Projekt also auf die Erforschung der Gründe sin-
kender Geburtenraten und auf die politisch-gesellschaftliche sowie individuelle 
Gestaltbarkeit der Fertilitätsentwicklung.  

Darüber hinaus gilt es in diesem Zusammenhang auch, mit einigen Mythen aufzu-
räumen, zum Beispiel mit dem Mythos, dass im Europa des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts Familien mit mehr als durchschnittlich zwei oder drei überlebenden Kin-
dern an der Tagesordnung gewesen sein sollen – im Gegenteil: Diese waren vielmehr 
die Ausnahme! Wir können somit aus der Geschichte lernen, den demographischen 
Wandel zwar aufmerksam, aber ohne Panik zu beobachten. 

Im Jahr 2009 betrug die zusammengefasste Geburtenziffer in Deutschland sowie 
in Österreich 1,4 und in der Schweiz 1,5. Dabei gibt es nicht nur länderspezifische, 
sondern vor allem regionalspezifische Unterschiede. Auch spiegelt sich der Mythos, 
dass im Ausland geborene Frauen in Deutschland, in Österreich und in der Schweiz 
im Durchschnitt höhere Geburtenziffern als einheimische Frauen aufweisen, in der 
Statistik kaum wider. Es gibt zwar eine geringe Auswirkung auf die Gesamtfertili-
tätsziffern des jeweiligen Landes, aber der Effekt ist deutlich geringer, als allgemein 
angenommen wird. Außerdem sind Migrantinnen eine außerordentlich heterogene 
Gruppe, die sich in ihrer Grundhaltung und Einstellung zu Kindern und Familie nur 
wenig von den in Deutschland, Österreich und der Schweiz geborenen Frauen unter-
scheidet.  

Ein zentraler Befund der Arbeitsgruppe ist, dass das Alter der Frauen bei der 
Geburt des ersten Kindes deutlich angestiegen ist. So stieg das Durchschnittsalter 
bei Erstgeburt in Westdeutschland zwischen 1970 und 2008 von 23,8 auf 28,7 Jahre. 
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In der ehemaligen DDR blieb es dagegen über zwei Jahrzehnte bei 22,5 und stieg erst 
von 1990 bis 2008 auf 27,5 Jahre. Für Österreich lag das Durchschnittsalter bei Erst-
geburt im Jahre 2008 bei 27,8 Jahren, in der Schweiz hingegen bereits bei 29,6 Jah-
ren – dem derzeit höchsten Wert in Europa.  

Das Ziel einer Familienpolitik, die modernen Gesellschaftsanforderungen gerecht 
wird und die auf eine Zukunft mit Kindern ausgerichtet ist, sollte primär sein, das 
Wohlergehen von (potentiellen) Eltern und Kindern zu fördern, zu versuchen, die 
Bedingungen für Paare mit Kinderwunsch zu verbessern und die Rahmenbedingun-
gen für die kindliche Entwicklung optimal zu gestalten und die Eltern in die Lage 
zu versetzen, die Entwicklung ihrer Kinder bestmöglich zu fördern, zu unterstützen 
und zu begleiten.  

Die gewandelten Lebensverläufe, die zeitlichen Zwänge durch Veränderungen in 
der Arbeitswelt und die vielfältigen individuellen Lebensbedingungen von Eltern 
und Kindern in unterschiedlichen Regionen erfordern stetige Anpassungsprozesse 
sowohl von der Familienpolitik als auch in einem weiteren Sinne von der Gesell-
schaft. 

Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe Zukunft mit Kindern – Fertilität und gesell-
schaftliche Entwicklung wird ihre Empfehlungen im Sommer 2012 vorlegen. Sie 
werden sich auf das Wohlbefinden von Kindern und Eltern und auf eine daran aus-
gerichtete Familienpolitik konzentrieren – eine Familienpolitik, die ganzheitlich aus 
der Kombination von Zeit, Infrastruktur, aber natürlich auch Geld sowie aus einer 
Lebenslaufperspektive heraus zu gestalten ist, damit das Wohlbefinden von poten-
tiellen und von realen Eltern und Kindern hinreichend gewährleistet ist.  

Wir brauchen eine Vielzahl von differenzierten Maßnahmen, da die Bedingungen, 
in denen sich (potentielle) Eltern und ihre Kinder befinden, national, regional, aber 
durchaus auch in verschiedenen Bevölkerungsgruppen sehr unterschiedlich sind. 
Unabhängig davon, welche Maßnahmen im Einzelnen getroffen werden, sie müssen 
langfristig und verlässlich angelegt sein.  

Rasche Änderungen, im gewünschten Zeitraum von Legislaturperioden, werden 
nicht zu erwarten sein. Auch hier gilt daher: Langfristigkeit und Verlässlichkeit 
sind – wie im Wissenschafts- und Bildungsbereich – essentiell, um erfolgreich zu 
sein. 

In einer dritten interdisziplinären Arbeitsgruppe haben wir uns schließlich mit 
der Exzellenzinitiative beschäftigt.  

Im vergangenen Jahr hat die Arbeitsgruppe in einem ersten Arbeitsabschnitt in 
einer umfangreichen Studie mit dem Titel Die Exzellenzinitiative – Zwischenbilanz 
und Perspektiven die bisher feststellbaren Auswirkungen der „Exzellenzinitiative 
des Bundes und der Länder zur Förderung von Wissenschaften und Forschung an 
deutschen Hochschulen“ analysiert und den mutigen Versuch unternommen, Emp-
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fehlungen für die Fortsetzung der Exzellenzinitiative in den Jahren 2011 bis 2017 
zu geben.  

Die Exzellenzinitiative wird dabei als ein entscheidender Paradigmenwechsel in 
der deutschen Hochschulpolitik gesehen. Sie zeigt, so denke ich, in eindruckvoller 
Weise, wie kreativ das deutsche Wissenschaftssystem auf positive Anreize reagiert. 
Akademien sind in diesem Kontext ein geradezu prädestinierter Ort, Auswirkungen 
und Entwicklungen, wie sie durch eine solche Initiative ausgelöst wurden, analysie-
rend und gegebenenfalls wertend zu begleiten. Und daher haben wir unsere interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppe Exzellenzinitiative verlängert, damit sie auch die Fortsetzung 
dieser Initiative von 2011 bis 2017 begleiten kann.  

Die Arbeitsgruppe wird dabei keine eigenen Forschungen anstellen, sondern durch 
die Vorträge und Berichte im Rahmen von Tagungen und Workshops et cetera. Er-
fahrungen und Analysen der unterschiedlichen Akteure – also Wissenschaftler, 
Hochschulleitungen, Wissenschaftspolitiker, Wissenschaftsverwaltungen, Wissen-
schaftsförderer – sammeln und kritisch reflektieren, um ihre Fragen, Hinweise und 
Ergebnisse dann einer breiteren Öffentlichkeit beziehungsweise ganz bestimmten 
Zielgruppen zugänglich zu machen. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen an diesen drei exemplarisch ausgewählten 
interdisziplinären Arbeitsgruppen, dass die Komplettierung und Ausgestaltung der 
Bildungskette eines unserer zentralen Anliegen darstellt, das ist Gesellschaftsbera-
tung, wie wir sie definieren und wahrnehmen. 

 
Auch im Bereich unserer insbesondere geisteswissenschaftlich ausgerichteten Lang-
zeitvorhaben – also den vorwiegend im Rahmen des Akademienprogramms von 
Bund und Ländern geförderten Akademienvorhaben –, die ich im vergangen Jahr 
in meinem Bericht etwas ausführlicher gewürdigt habe, gibt es außerordentlich in-
teressante und spannende Entwicklungen, auf die ich aufgrund ihres innovativen 
Charakters kurz eingehen möchte.  

Vor allem in den vergangenen zwei Jahrzehnten wurde gerade im Bereich der 
Natur- und Technikwissenschaften erkannt, über welche praktischen und strategi-
schen Vorteile Kooperationsverbünde und sogenannte Clusterbildungen verfügen. 
Diese Verbünde – man könnte auch sagen: institutionalisierte Netzwerke – wurden 
und werden hingegen in den Geisteswissenschaften zum Teil auch heute noch eher 
kritisch betrachtet.  

Ein Beweis dafür ist beispielsweise auch die Tatsache, dass die Exzellenzinitiative 
des Bundes und der Länder nur zu ausgesprochen wenigen geisteswissenschaftlichen 
Clusterbildungen geführt hat. Ich bin jedoch davon überzeugt, dass dies in der nächs-
ten Runde der Exzellenzinitiative anders sein wird, und viele Wissenschaftler und 
ihre Organisationen – so auch unsere Akademie – haben genau aus solchen Gründen 
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in der Region damit begonnen, entsprechende geisteswissenschaftliche Verbünde zu 
schaffen.  

So ist es in Berlin bereits vor zwei Jahren gelungen, im Zusammenwirken mit 
einer Reihe von Forschungsinstitutionen und -verbünden (hierzu gehören neben 
unserer Akademie u. a. die Berliner Universitäten, das Wissenschaftskolleg, das 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung sowie die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz) in Gestalt des Forums Transregionale Studien eine neue Plattform für 
geisteswissenschaftliche Forschung zu schaffen, welche Forschungen in Berlin för-
dern soll, die systematische und regionenspezifische Fragestellungen verbinden und 
in transregionaler Sicht verfolgen. – Eine Maßnahme übrigens, die den sogenannten 
Kleinen Fächern hilft, die ihrer Bedeutung angemessenen Wirkungen zu entfalten. 

Mit der vor wenigen Wochen erfolgten feierlichen Eröffnung des Berliner Antike-
Kollegs wurde ein neuer wichtiger Schritt getan, um diejenigen Forschungsbereiche, 
die sich in unserer Region, in unserer Stadt mit der Alten Welt beschäftigen, unter 
einem gemeinsamen institutionellen Dach zusammenzuführen.  

Mit der Einrichtung des Berliner Antike-Kollegs bietet sich allen beteiligten In-
stitutionen – dies sind neben unserer Akademie die Freie Universität Berlin und die 
Humboldt-Universität zu Berlin, das Deutsche Archäologische Institut, das Max-
Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte sowie die Stiftung Preußischer Kultur-
besitz – die einmalige Chance einer Revitalisierung der großen wissenschaftlichen 
Tradition der Altertumsforschung in Berlin.  

Die Akademie ist an diesem höchst innovativen Antike-Kolleg, das ohne den 
erfolgreichen Cluster-Antrag im Kontext der Exzellenzinitiative, nämlich „TOPOI – 
The Formation and Transformation of Space and Knowledge in Ancient Civiliza-
tions“, so nicht möglich geworden wäre, mit ihren im Zentrum Grundlagenforschung 
Alte Welt zusammengeschlossenen acht Langzeitvorhaben beteiligt, dessen Beson-
derheit und Alleinstellungsmerkmal gerade in der editorischen und epigraphischen 
Kompetenz der beteiligten Unternehmungen liegt.  

Unsere Akademie wird sich in den folgenden Jahren aktiv in das Antike-Kolleg 
einbringen, und wir werden uns unter anderem an der in diesem Rahmen geplanten 
Graduate School beteiligen. Das Berliner Antike-Kolleg bündelt somit eine wissen-
schaftlich-kulturelle und institutionelle altertumswissenschaftliche Kompetenz, die 
sowohl in Deutschland als auch international ihresgleichen sucht. 

Wer allerdings glaubt, dass derartige Kooperationsbemühungen und Clusterbildun-
gen eine Erfindung der heutigen Zeit seien, der hat Theodor Mommsens Schriften 
wohl nicht gründlich genug studiert.  

Mommsen, der große Erneuerer der Akademien und Begründer bedeutender Aka-
demienvorhaben wie des noch heute bestehenden Corpus Inscriptionum Latinarum 
(CIL) als einen neuen Typus geisteswissenschaftlicher Grundlagenforschung, konsta-
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tiert in seiner berühmten programmatischen Festrede vom 2. Juli 1874, seiner ersten 
Rede als Sekretar der Königlich Preußischen Akademie der Wissenschaften, dass in 
den Wissenschaften zu einem großen Teil mit „beklagenswerther Kraftvergeudung 
gearbeitet werde“.  

Anhand von Beispielen aus seiner eigenen Disziplin heraus macht er deutlich, wie 
wenig fruchtbar „so manche wissenschaftliche Arbeit sei, wenn sie sich nicht auf 
ausreichende und große umfassende Vorarbeiten gründe“. Dezidiert stellt Mommsen 
fest, dass – wie Adolf von Harnack in seiner Geschichte der Akademie bemerkt – 
„der Einzelne mit unverhältnismässigem Kraftaufwand nur halbe Arbeit leisten 
könne“. Und wen wundert es, dass Theodor Mommsen der Meinung war – einer 
Meinung, der ich mich im übrigen ausdrücklich anschließe –, dass die Akademien, 
speziell unsere Akademie, die Orte sind, an denen eine solche Konzentration der 
individuellen Kräfte stattfinden soll, kann und muss beziehungsweise von denen 
aus solche Initiativen zu befördern sind. 

Es ist mehr als eine rhetorische Frage, welche Rolle alle acht in der Union der 
deutschen Akademien der Wissenschaften zusammengeschlossenen Akademien in 
dieser Frage regional oder durch überregionale Zentrenbildung auch national spielen 
sollen und können. Das Akademienprogramm ist nicht nur einzigartig in der Welt, 
sondern geradezu dazu prädestiniert, wichtige Grundlagenforschung in den Geistes- 
und Sozialwissenschaften nicht nur durchzuführen (das tun wir alle ohnehin), son-
dern darüber hinaus als Initiator zur Bildung größerer Forschungsverbünde zu fun-
gieren. Auf einzelnen Gebieten würde sich meines Erachtens auch eine europäische 
Kooperation anbieten. 

 
Lassen Sie mich nunmehr noch kurz auf unsere Rolle im Rahmen der Nationalen 
Akademie eingehen: Die Ernennung der Deutschen Akademie der Naturforscher 
Leopoldina zur Nationalen Akademie der Wissenschaften, die ja Ausdruck einer 
politischen Top-down-Entscheidung war, hat die deutsche Akademienlandschaft in 
erheblicher Weise verändert und diese Veränderung setzt sich auch weiter fort.  

Ich hatte bei früherer Gelegenheit bereits darauf hingewiesen, dass die Akade-
mienlandschaft auch vor Gründung der Nationalen Akademie kein statisches Gebilde 
war: So hatte die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften bereits 
mit ihrer Initiative zur Gründung der Jungen Akademie, die dann gemeinsam mit 
der Leopoldina erfolgte und jetzt das mehr als zehnjährige Projektstadium zugunsten 
einer Dauerfinanzierung verlassen hat, einen in der Akademienlandschaft neuartigen 
Impuls gesetzt, der auch international wirksam wurde.  

Die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften hatte aber auch Mitte 
der 1990er Jahre mit ihrer gemeinsam mit der Nordrhein-Westfälischen Akademie 
der Wissenschaften und der Künste gestarteten Initiative zur Gründung eines so-
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genannten Konvents für Technikwissenschaften einen weiteren wichtigen Impuls 
gesetzt. Denn mit diesem Konvent konnte nach jahrelangen Bemühungen erstmals 
eine nationale Interessenvertretung der deutschen Technikwissenschaften auf der 
Ebene wissenschaftlicher Akademien geschaffen werden, welche dann bekannter-
maßen in die heutige acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften 
mündete. Das heißt, es gab auch vor der Ausrufung der Nationalen Akademie 
grundlegende Innovationen im Bereich der Wissenschaftsakademien, die heute 
maßgeblich zu diesem lebendigen Bild der bundesdeutschen Akademienlandschaft 
beitragen.  

Als Teil der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, das ist die 
Dachorganisation von acht deutschen Länderakademien, ist die Berlin-Brandenbur-
gische Akademie der Wissenschaften laut Statut, das der Nationalen Akademie durch 
die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) gegeben wurde, in einer Sonder-
rolle, aber auch gemeinsam mit den anderen in der Union vereinten Akademien dazu 
aufgefordert, unter Leitung der Leopoldina gemeinsam mit dieser und mit acatech 
Aufgaben der wissenschaftsbasierten Gesellschafts- und Politikberatung wahrzu-
nehmen. Und das tun wir mit zunehmendem Erfolg. Allerdings muss man dabei auch 
berücksichtigen, dass die rund 1.900 Mitglieder, die in der Union der Akademien 
vereint sind, dieses neue Selbstverständnis, das ihnen ihr nicht ganz einfacher Auf-
trag zur Gesellschafts- und Politikberatung im Rahmen der Nationalen Akademie 
beschert hat, erst verinnerlichen und akzeptieren müssen, um dann die hierfür an-
gemessenen Prozesse auszubilden.  

Die Präsidien der acatech und der Leopoldina sind in sich wesentlich homogener 
als es das Präsidium einer aus den Vertretern von acht selbstständigen, historisch 
gewachsenen, altehrwürdigen Akademien in einem föderal verfassten Staat jemals 
sein könnte. Daher ist ein Konsens über bestimmte grundlegende Fragen, der in die-
sen acht Länderakademien erzielt wird – wenn er denn erreicht wird –, auch von 
besonderer Qualität.  

Die Öffentlichkeit hat einen Teil dieses Konsensbildungsprozesses mitverfolgen 
können, als die Nationale Akademie im Januar dieses Jahres gemeinsam mit acatech 
– Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und der Berlin-Brandenburgischen 
Akademie der Wissenschaften (für die Union der deutschen Akademien der Wissen-
schaften) ihre Ad-hoc-Stellungnahme zur Präimplantationsdiagnostik (PID) heraus-
gegeben hat.  

Es war in diesem Zusammenhang eine besonders erfreuliche Erfahrung, dass eine 
klare Mehrheit der Länderakademien in einer so schwierigen Frage dem positiven 
Votum folgen konnte. In der Empfehlung, Sie erinnern sich, wurde – verkürzt for-
muliert – für eine streng kontrollierte, auf den Einzelfall abgestimmte Zulassung 
der PID plädiert.  
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Die Frage, inwieweit sich wissenschaftliche Politikberatung auch auf den Bereich 
der Ethik erstrecken sollte, war Anlass für auch innerhalb der Unionsakademien 
öffentlich geführte Debatten. Der Wissenschaftsrat hatte sich mit genau dieser Frage 
bereits im Jahre 2004 in seiner Empfehlung zur Errichtung einer Nationalen Aka-
demie in Deutschland beschäftigt. Dort heißt es, „[…] dass von der Wissenschaft 
zunehmend erwartet wird, Politik und Gesellschaft in kontroversen Fragen wissen-
schaftlich zu beraten, die notwendige politische Unabhängigkeit und wissenschaft-
liche Qualität der Beratung hingegen nicht immer gewährleistet ist“.  

„Und damit“ – dies ist der entscheidende Punkt – „baut sich im Verhältnis von 
Wissenschaft und Gesellschaft ein Spannungsfeld auf, das die Ethik wissenschaftli-
chen Handelns und das Ansehen, die Legitimität der Wissenschaft in der Öffentlich-
keit berührt“. Demzufolge hat der Wissenschaftsrat die wissenschaftlich unabhängige 
Bearbeitung gesellschaftlich relevanter Zukunftsthemen, wie beispielsweise „ökolo-
gische Zukunftssicherung und Bioethik“, „Bevölkerungsentwicklung“ und andere, 
als konstitutive Aufgabe einer Nationalen Akademie der Wissenschaften benannt.  

Damit ist die Aufgabe wissenschaftlicher Akademien sehr gut beschrieben, und es 
leitet sich daraus ab, dass technische Lösungsvarianten als technologisches Problem 
selten, eigentlich nie die Gemüter bewegen, sondern vielmehr die gesellschaftlichen 
Auswirkungen dieser Varianten und die Nähe zu dem, was wir für ethisch vertretbar 
halten.  

Dies sind – um mit Carl Friedrich Gethmann zu sprechen – die Themen, welche 
die Gesellschaft bewegen und dort kann und darf die Wissenschaft nicht abseits 
stehen, wenn wir den „Ethos des Verhaltens“ im Lichte dessen betrachten, was 
Wissenschaft und Ethik zu einem bestimmten Thema zu sagen haben. Das ist die 
zentrale Aufgabe, denn auch die Ethik hat bekanntermaßen eine wissenschaftliche 
Basis und darf auf keinen Fall mit dem verwechselt werden, was wir als allgemeine 
gesellschaftliche Normen (Ethos) begreifen. In der erwähnten öffentlichen Ausein-
andersetzung darüber, ob Wissenschaftsorganisationen sich zu solch fundamentalen 
Fragen wie der Präimplantationsdiagnostik (PID) äußern dürfen, wurde dieser ge-
wichtige und bedeutende Unterschied zwischen Ethos und Ethik jedoch vergessen 
beziehungsweise nicht genügend gewürdigt.  

Sie sehen, meine Damen und Herren, die Debatte darüber, was Akademien leis-
ten können, was sie leisten sollen und was sie – wie ich finde – vor allem leisten 
müssen, ist spannend und keinesfalls beendet. Aber noch einmal: Wenn Wissen-
schaft in einem so tiefgreifenden Maße Einfluss auf die Gesellschaft nimmt, dann 
ist es nicht nur legitim, sondern geradezu eine Pflicht der Wissenschaft, in aller 
disziplinären Breite über diese Einflüsse, Resultate und Auswirkungen nachzudenken 
und die Öffentlichkeit über ihre Überlegungen und Motivationen nicht im Unklaren 
zu lassen. Prozesse dieser Art können nicht besser organisiert werden als mittels 
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interdisziplinärer Kooperationen, die ihrerseits eine zentrale Aufgabe insbesondere 
solcher Akademien sind, die im Leibnizschen Sinne alle Disziplinen in sich vereinen 
und damit den spannenden Bogen zwischen Theorie und Praxis zum Wohle der 
Menschen spannen. 

Meine Damen und Herren, dass ich hier nicht ebenfalls Stellung nehme zu Betrug 
und Plagiaten im Bereich der Wissenschaft liegt daran, dass sich unsere Akademie 
in ihrer Publikation Gegenworte bereits 1998 ausführlich mit diesem Phänomen 
beschäftigt und damit auch klar positioniert hat – lange, bevor dieses Thema populär 
wurde. 

 
Es bleibt mir an dieser Stelle meines Berichts noch Dank zu sagen insbesondere 
dafür, dass wir von Bund und Ländern so großzügig über das Akademienprogramm 
unterstützt werden. Im Jahr 2011 beträgt der Etat des gesamten Akademienpro-
gramms 51,8 Millionen Euro – das ist eine fünfprozentige Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr 2010 und eine sogar 16-prozentige im Vergleich zum Jahr 2007.  

Wir nehmen ebenso wie die großen Wissenschaftsorganisationen, beispielsweise 
die Max-Planck-Gesellschaft und die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), 
am Pakt für Forschung teil und sind damit in der Lage, nicht nur unsere bereits lau-
fenden Akademienvorhaben zu finanzieren, sondern auch drei Neuvorhaben, die ich 
Ihnen bereits im vergangenen Jahr vorgestellt habe. Und da die Länder hier grund-
sätzlich gegenfinanzieren, gilt auch ihnen ein sehr herzlicher Dank, insbesondere 
den Ländern Berlin und Brandenburg, denen dies wahrlich nicht leicht fällt.  

Mein zweiter ausdrücklicher Dank gilt der Berliner Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung, die uns ab dem kommenden Jahr bei unseren 
schulischen Projekten – hierzu gehört unter anderem das von uns initiierte Schüler-
labor Geisteswissenschaften, aber auch unsere Zusammenarbeit mit der Freien 
Universität Berlin – und Kooperationsbemühungen finanziell unterstützen wird, so 
dass wir Wissenschaft so direkt wie möglich an junge Menschen heranzuführen 
vermögen.  

Und schließlich könnte noch in diesem Jahr der nunmehr fast sechs Jahre wäh-
rende Prozess des Gesetzgebungsverfahrens für die Reform des Staatsvertrags der 
Akademie (Stichwort: „Verfassungsreform“) seinen langersehnten Abschluss finden, 
wofür ich nicht zuletzt auch den verantwortlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Berliner und Brandenburger Wissenschaftsverwaltungen besonders danken 
möchte. 

Die Wissenschaftsausschüsse von Berlin und Brandenburg haben in gemeinsamer 
Sitzung in Anwesenheit von Senator Jürgen Zöllner und von Ministerin Sabine Kunst 
Anfang April nach sorgfältiger Beratung und intensiver Debatte über den Antrag zur 
Staatsvertragsänderung zustimmend entschieden und folgen damit den Vorschlägen 
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und Wünschen der Akademie. Auch die Regierungen beider Länder haben bereits 
ihre Zustimmung erteilt. Das sich darauf anschließende parlamentarische Verfahren 
steht kurz vor seinem Abschluss. 

Damit sind insgesamt gute Voraussetzungen dafür gegeben, dass das Verfahren im 
Herbst abgeschlossen wird und die Akademie in ihrer Dezember-Versammlung die 
Wahl der Vizepräsidenten sowie die Berufung des Senats auf die Tagesordnung 
setzen kann. Und insgesamt bekommen die seit 2002 in einer mehr als zehnjährigen 
Erprobungsphase erfolgreich praktizierte Gremienstruktur sowie die Zuwahlregula-
rien in reformierter Form nunmehr auch Gesetzeskraft. 

 
Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, danke ich für Ihr Interesse und Ihre 
Aufmerksamkeit, die Sie meinem Bericht, aber vor allem der heutigen Festsitzung 
entgegengebracht haben, und lade Sie nunmehr herzlich zu einem Glas Wein – in 
diesem Jahr nicht im Akademiegebäude, sondern im Beethoven-Saal des Konzert-
hauses – ein. 



 

 
 


